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Beklagter und Revisionskläger„

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat in der Sitzung

vom 8° September 497G ohne mündliche Verhanälung gemäß

@ ■2# Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes äurch

Senatspräsiäent Dr„ N e u h a u s
— Vofsitzander —‚

Bundesrichter Dr„ M a i s c h ,
Bundesrichter 8 c h i

Bundesgozialrichter S c h ü t ; ‘uhd

i e

n d l e r ,

Bundessozialrichter F e

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil de3 Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfale■ vom 450 April 4967

wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Reviaionsverfahrens sind

nicht zu erstatteno
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Die Parteien streiten darüber‚ ob der Rechtsweg zu den Jerich—

ten der Sozielgeri chtsbal keit für den vorliegenden Rechts“

streit sowie die Aktivlegitimation äes'Klägere gegeben sind?

und ob der nach dem Rechteißstitut des öffentlich—rechtlichen

EretattungsensPruchs geltenä gemachte.Klegenspruch begrünäet

ist„ ‘

Die rrau Käthe ■}

hatte in einem am 40 November 1948 %

;FÜN„} aus Bündheeim, Kreis Wolfenbüttel

}?
I.

der Landesvers.:401uhgvm:

anstalt (LVA) Braunschweig eingegangenen Amtrag van 34 °
Dezem—' ‘

ber 4947 Kriegswit wenrente nach d.er 3021 31 wer510herunged irek—'

tive Nra 2? (SVD 27) begehrt und die$en inepruc11euf P:1 te in\

einer Erklärung vom 90 November 4948 an das 1eisfürsexgeemt

in Wolfenbüttel abgetreten, von dem sie mit 48,50 DM monatlich

unterstützt wurde° Die LVA Braunschw ig bewilligte die Kriege—
witwenrente mit Bee.cheié. vom 29 Juli 4949 ab 40 Dezember 4948

und überwies von der Nachzahlung auf Grund einer Anforderung

Beklagten vom 25° November4948 an diesen 4-56SO
_

MI eis
Ersatz für die in der Zeit vom 4° Dezember i948 bis zum 340

Au&ust 49499 ewährte Fürsorgeunterstützung;

1'
}Nach eihem Umzug der &; von Bünäheim nach Sötenicb, Kreis

Schleiden übernahm ab 4° Dezember 4950 zunächst die Aaßen—?

et& le Aachen 6er L"vA Rneir aprcvinz die Rentenzehlung— die denn

nach einer Benachrichtigung des Vereorgungsamtee (Jerso‚r g■)

Aachen vom 45° September 4953_eb 41 Oktöber 4950 als Pente

nach äem Bundesversorgungsgesetz (BVG) vom 20„ Dzember*”950

umgerechnet wuräe= Aus der Nachzahlung über vies de.s Ve.“sorgé

835_w im zur Erste “ttung vor Fürqotgeunteretatvvre.der 1;—

z iso hen nach Keil verzogenen N° an die Fürsorgestelle in

1 .p:
‘

‚4
‚

“a LfEi_el°

Auf Grund einer im Januar 4957 beim Jersorg1
e1neee„ngene éu.s—

kuni .t der A.mtsverwal.tung Bestwig ergab sich daß‚äer angeblich
im Jaahre 494 -5 als äienstver;1'1ichteter Plvnitioneerbeiter töd—’

lich verun@ückte Ehemann der Nagpoch lebte‚ und daß außerdem

.. Z..
‚I
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die Ehe bereits 4955 aus alleinigen Verschulden der N° ge—
schieden worden war° Daraufhin hob das Versorgi Aachen gemäß'

5'44 des Gesetzes über das Verweltungsverfehren der Kriegsop—

ferversorgung (VeerG) mit Berichtigungsbescheid vom 45° Sep—

tember 4958 sämtliche Hentenbewilligungsbescheide auf und forder—

te mit dem Bescheid vom 80 November 4958
von der N° alle Renten—

leistungen und Heilbehendlungskosten ab 4° Dezember 4948 abzügw
vlich 456‚50 DM und 855,«— DM zurück, die als Ersatz von Fürsor—

geleistungen an äen Beklagten und an_die Fürsorgestelle in Kall/

Eifel gezahlt werden warene Das Versorgi ersuchte mit Schreiben

vom 7° November 4958 und 23° Juli 4959 den Beklagten um_Erstatu

tung des Betrages von 456,50 DM‚ der — im Gegensatz zur Fürsorge—

stelle in Kall — eine Erstattung jedoch mit &er Begründung ab—
Llehnte„

er habe das Geld seinerzeit in gutem Glauben und im

Hinblidk auf‘s 25 der”Reichsvezoreung„üger:aieeääre
sorgepflicht (REV) auch nicht ohne rechtlichen Grund empfangen„

Daraufhin hat der Kläger am 2o/6° Juli 4960 Klage auf Zahlung

von 436,50 DM beim Sozialgericht (SG) Köln erhoben, das den

Rechtsstreit durch Beschluß vom 6° April 4962‘zuständigkeit5e
halber an des BG Düsseldorf äYerwies‚ Der Kläger hat die Auf-

‘fassung vertreten, der Rechtsweg zu äen Gerichten der Sozial—

gerichtsbarkeit sei gegeben; ■e ein Teil der zu Unrecht als Ver—

sorgungsleistung gewährten Kriegewitwenrente zurückgefordert
Werde unä es sich äeshalb um eine öffentlich—rechtliche Strei—

tigkeit in Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung LS° des

5 54 Abs° 4 des_Sozielgerichtsgesetzés (SGS) handele° Das
gelte unabhängig davon, ob der Beklagte äen streitigen Betrag.

nach % 4554 der Reichsversicherungsoränung'(RVO) oäer auf

Grund der Abtretung der N° erhalten habe, da sich durch die
Abtretung der rechtliche Charakter dieser Forderung nicht

_ändere„_Der Kläéer sei zür Geltendmaehnng dieses Rüdkforde—

rungeenstruchs auch aktiv legitimiert; der geforderte Betrag
stehe ihm sechlich»rechtlich nach den Grundsätzen des öffent—

lich—rechtlichen Erstattungsanspruchs zu° da nach äem Ersten

Gesetz zur Überleitung von Lasten unä Deckungsmitteln auf den

Bund (Erstes Überleitung$gesetz} in der Fassung vom 28° April
4955 (BGBl„ I‚ 495) alle naeh dem 4° April 4950 entstandenen
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Rückforderungsansprüche aus der Kriegsopferversorgueg‚ auch
soweit sie vor Qem Stichtag gewährte Leistungen beträfen,

auf den Bund übergegengen und mit Rückeicht auf den Wohnsitz

der Na im Lande Nordrhein—Westfalen zur Zeit der Rückforderung

auch vom Kläger geltend zu machen seien° Der Beklagte hat

demgegenüber den Reehusweg zu deu Sozialgerichten nicht für

gegeben angesehen? weil der Beklagte den Klageb9trag auf Grunäu

privetrechtlicher Abtretung und nicht gemäß € 4534 REG erhal—

ten habe„ Vom Inkrafttreten der SVD Nr; ?? im Januar 1946 an

bis zum Inkrafttreten des BVG habe es keine Kriegeopferversor—

gung mehr gegeben, da die Betroffenen nur Rente nach den Vor»
schriften der Rentenversicherung der Arbeiter sowie nach denen

der Unfallvereicherung erhalten hätten° Beehalb handele es
sich hier um eine reine, micht der Kriegeopferversorgung zu—
zurechnende vermögenerechtliche Streitigkeito Bie Renténlei+

stung habe im übrigen nicht der Rune? sondern des Land Mie—

dersachsen durch die LVA Braueschweig erbracht„ so daß allen—

falls das Land Niedersachsen‚ nicht aber der Kläger zur Rück—
forderung aktiv legitimiert sei° Die Lehre vom öffentlich—

rechtlichen Erstattungsanspruch entbehre der gesetzlichen

Grundlage° Auch habe der Beklagte unabhängig davon nach 5 25

RFV einen Anspruch auf die Klageforderung gehabt und diese

auch in gutem Glauben in Empfang genommen‚ so daß die vom

Kläger geltend gemachte Rückforderung uicht begründet sei°

Auf den Hilfsantreg des Klägers hat das SG Düsseldorf durch

Urteil vom
40° August 4965 den Sozielrechteweg für unzuläs—

sig erklärt unä äee Rechtsstreit an das Verwaltungegericht
Düs$eldoff als das örtlich und sachlich zuetänäige Gericht
verwiesenp Des $G het euegeführt‚ der Rechtsstreit betr9ffe

den Ausgleich von Leistungen‚ die unter irriger Annahme ver»

sorgungsrechtlicher Beziehungen erbracht werden eeien° Das
Véreorgungerechtsverhältnie zwischen dem Kläger und der {„
habe mit der Vefbinälichkeit des Bebiohtigungsbeecheidee sein

Ende gefunden? der Beklagte habe auf Grund der REV—die Zahlung

erhalten? und Streitigkeiten aus dem Fürsorgereehtsverbält—

nis fielen nicht in die Zuständigkeit der Sozielgeriohte$
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Gegen äieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt und
beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils äie
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die Vor—

instanz zurückzuverweisen‚ hilfsweise, unter Aufhebung des

angefochtenen Urteils gemäß dem in erster Instanz gestellten

Hauptantrag zu entscheiden° Als—wesentlichen Verfahrensmengel

hat er gerügt, daß das SG zu Unrecht äen Sozialrechtsweg für,

unzulässig erkläpt habe° Unter ausdrücklicher Aufrechterhal—

tung seiner Rechtsauffassung zur Frage äer Aktivlegitihation

hat er vorsorglich ein Schreiben des Direktors des Landesver—

sorgungsemtes Niedersachsen vom 24„—März 1966 vorgelegt? wo»
nach die Prozeßführung des klagenden Landes Nordrhein—Westfalen

genehmigt und das Land ermächtigt wird, die im Streit befindli-

che Rückforderung von 436,50 DM im eigenen Namen geltend zu
machen° Der Beklagte hat am 34° Dezember 4965 Anschlußheru—

fung eingelegt mit dem Antrag, das angefochtene Urteil äes
SG insoweit aufzuheben‚ als es den Rechtsstreit an das Ver—
waltungsgericht Büsseldorf verwiesen habe und éen Rechtsstreit

an das örtlich und sachlich zuständige Gericht zu verweisen?

und zwar in erster Linie an das Amtsgericht in Wolfenbüttel?

hilfsweise an
das Verwaltun53gericht in Braunschweiga Auf die

Berufung des Klägers hat das Lenäessozialgericht (LSG) durch

Urteil vom 45° April 4967 das Urteil des SG Düsselderf vom
10° August 4965‘8ufgehoben‚ den Beklagten verurteilt9 an den
Kläger 456,50 DM zu Zahlen und die £nschlußberufüng des Beklag—
ten zurückgewiesen; es hat die Revision zugelassen°

Das LSG hat ausgeführt‚ äer Rechtsweg zu den Gerichten der
Sozialgeri0htsberkeit sei gegeben, da das Verfahren unabhän»

gig davon? ob äie streitige Leistung an den Beklagten auf
Grund der 55 3554, 4554 RVGoder aber auf Grund der Abtre—
„tungserklärung der N° erbracht werden sei, eine öffentlich—
rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten der Kriegsopfer—

versorgung betreffe° Der geltend gemachte Anspruch sei nämlich

als Er93ttungsanspruch die Kehrseite einer Leistung, die die
LVA Braunschweig auf Grund des Bescheides vöm 29° Juli 1949

'als Versorgungsträgerin an die angebliche Kriegswitwe N° nach
'den Vorschriften der SVD 2? zu erbringen gehabt habe, die
aber wegen des vom Beklagten geltend gemachten Ersatzanspruches
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an diesen habe überwiesen werden müeseno Das Rechteinstitut

des öffentlich—rechtlichen Erstattung$anspruehée eei Besaanä—

teil der deutschen Rechtsordnung und dazu bestimmt; einen

Ausgleich in den Fällen herbeizuführen‚ in denen eine Behörde

zu Unrecht Leistungen gewährt habe, die eine andere Behörde

hätte gewähren müssen° Hiern3ch schulde der Beklagte den zu
Unrecht a].sVers orgungsleistung "erstatteten" und mit der
Klage geforderten Betrag° Diese Forderung sei erst mit Cemv

Berichtigungsbeecheid Vom 45° September 4958 ent"tqqeeu„ Sie

geltend zu_machen; sei der Kläger gemäß @ 4 VeerG nach dem
Umzug der N° nach Sötenich‚ Kreis Schleiden, und der 3bvane
der Akten an des VersorgA Aachen befugt9 äa äer 3ückfor■@r1mgsn

anspruch wie eine Einnahme zu betrachten sei. die mit den
Aufwendungen iür Kr1cbsh„nterbliepe■e Au„ommerhanm und die

.‚gemäß @ 18 A.bso 4 Satz 5 eee Ersten Überleitungs gesetz .ee
in der Hauxna]usveo„nune äes Bundes nachgewiesen wercl „

Es

1ardele sieh somit um eine Forderung des_Bundes aus der

Kriegsopferversorgung, deren Geltendmachung den Länäern 1ach

dem Grundgesetz obliegec

Mit der zugeles senen Revision fügt der Be legte, das LS G habe

zu Unrecht die Zulässigkeit des Reehteweges zu den Geriahten

‚0
1

er Sozielgerichtsbarkeft bejeht° Mangels ausdrieklieher

g.«et71.cher Zuweisung liege hie r keine Angelegenheit der

Kr1cvsonie■veüeetgung? sondern eine so wie rein vermögen°—

Heehtlicher Eatur vor‚ ne h.dem dem Kläger ä@J Rez1tenbewilliw

gungsbescheid der NVA Braunseiweig vom 29° Juli 49G9 mit

ex tuneeWirkung zz:ü ' @‘enommen und dami }

gum1c;sr echt55erhältais zu der Frau m„_rü
»

ck=x*wepe eufge hoben

Feers :onen A]JQhabe° Im übr igen &özw1ten eur natürliche ipru u.ch€

aus ö.er Krio ms pferversorgung erwerb3n;_äie Frau N° sei

v=r■Lli„nteu geeweeeh„ die Füreorgeunteretütz3ng an den Be—

k.13gten gemäfä @ 25 REV ru1vehzuzehien„ Laß auch der Kläger

be11htigt gewes en sei‚ ö.ie an sie gezen]ten Beträge zurier—

anfordern, berühre den Beklagten nichto Da er zum Empfang

563 ihm übe wiesenen Beträge5'berea tigt gew«eseen sei, seien
versergungsrechtliöhe Vorschriften wie die der SVD 27 im

@"=...
\./\cvhaLU1 zwischen den Beteilieten nicht enwendberg Be?
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lagte sei im übrigen im Zeitpunkt der Entgegennahme des Geldes

in gutem Glauben gewesen° Schließlich stehe dem Klageanspruch

entgegen, daß gemäß den Ausführungen in der Klageschrift vom
20 Juli 4960 in der im Rückforderungsbescheid vom 8° November

4958 mit 10°575,79 DM genannten Summe auch äer Betrag von 436,50

DMenthalten sei, so daß äie N°, nicht aber der Beklagte, als
Schuldner dieses Betrages zu gelten habeo Eür eine Inanspruchnah—

me des Beklagten sei somit kein Raum° Die Aktivlegitimation des

Klägers scheitere schließlich daran, daß aer Bund die ihm @ rch

das Erste Überleitungsgesetz auferlegten Verpfliéhtungen erst

vom 40 April 1950 an übernommen habe, und daß das Überleitungs-

gesetz an keiner Stelle erkennen lasse daß er auch bei Rück—

gewähr Leistungen für sich in Anspruch
nehmen

dürfe, die allein

von den Ländern vor dem Stichtag gewährt worden seien‚

Der Beklagte beantragt,
das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom 45; April 4967

aufzuheben und die Klage abzuweisen‚
hilfsweise, '

_ _den Sozialrechtsweg für unzulässig zu erklären und den

Rechtsstreit an das Verwaltungsgericht Braunschweig zu ver—

weisen°

Der Kläger beantragt,
die Revision gegen das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen von

15° April 4967 zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend und verweist hin—

sichtlich seinéäAktivlegitimation auf % 48 Abs° ? des Ersten Über—

leitungsgesetzes‚ wonach alle ab 4° April 4950 eingehenäen Einnah—

men in der Eaushaltsrechnung des Bundes nachzuweisen seien° Im übri—

gen sei er berechtigt9 den streiti$en Betrag von 456,50 DMgeltend

zu machen, da er in Übereinstimmung mit dem Rückforderungsbescheid
und der Klageschrift nur von dem Beklagten und nicht auch von der

ING zurückgeforäert werde und zurückgefordert werden könne°

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verwaltungs—

und Gerichtsakten sowie der im Retieionsverfahren eingereichten
$chriftsätze der Beteiligten Bezug genommen°
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Die Beteiligten haben sich mit eiher Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung nach @424 Abs° 2 see einverstanden
erklärt„ -

II;

Die ÖUTCbZulassung statthafte Revision ist form—und frist-
gerecht eingelegt und begründet werden und daher zuläßsig

4(55 462 Abso 4 Nr° 4, 464, ■66 SGG}° Sie ist sachlich acer
nicht begrünäeto

Das U5G hat zutreffend entschieden, daß im vorliegenc‘ten Fall
der RGChÜSW98zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ge—

geben ist, weil Gegenstandäes Verfahrens eine öffeßtlich—
rechtliche Söreitigkeit in Angelegenheiten der Kriegsopfer—

versorgung (KGV) i„S„ des @54 Abs 4 see isto Zwar wird der
Begriff der "Angelegenheit der'KOV" im Gesetz nicht näher—er»

läutert und auch in den Gesetzesmaterialien finäen sich keine
Hinweise‚ die bei Ößr Auslegung dieses Begriffs verwertet
werden können (BSG 29 25,-2?}1\30h der uechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) und auch des erkennenden Séna■s

müssen unter diesem Begriff, der nicht ern für allemal fest—
steht, sondern sich ändern kann, je nachdem; welche Aufgaben
der KGV gesetzlich zugewiesen oder etwa auch entzogen werden
(V$l° BSG 409 2069 207), ganz allgemein solche Angelegenhei—
ten versäanäen werden die im BVG oder in älteren Kriegsopfer«

gesetzen ihre Grundlage haben‚ ausschließlich des Sondergebiete

er 55 5 bis 2? BVG(BSG2‚ 23, 27; Urteile des erkennenden '
Senats vom 26° April 1967 _ 9 RV 4072,’6 5 — in ZfS 1968 24

und vom 8 Oktober 4969 — 9 RV 430/67 — in 8033 Nr„ 45 zu
5 54 SGG) Diese Voraucseuzung d.er materiell-rechtlichen Rege«
J.ung auf dem Gebiet der KOY1.; im vorliegenden Felle auch
iür aie der üo " durch Zahlung an den Beklagten — nach'äer

SVD 3” ZU ÜBT€ChÜgewährte Kriegswitwenrente erfüllt° Zwar
ist über diesen Änsbruch der &; hier nicht unmittelbar zu
entscheiden‚ sondern nur da;über‚ ob L3emKläger gegenüber
dem Beklagten ein Öffenbl j.ck—xechtlicher Erstattungsanspruch

ZUSUth‚ weil dieser auf Grund des versorgungsrechtlichen
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{Nerhältnisses der N eine Leistung erlangthet‚ denen öf—
fentlieh-rechtlicher Entstehungsg unä nec.hträglieh recht—

mäßig beseitigt werden ist° Auch in &iesem Fall ist der

Anspruch gegen den Beklagten nach demjenigen Rechtsgebiet

zu beurteilen, aus dem sich die Leistungspflicht ergibt,

die ihrerseits als Begründung für den Er_tettungsanäpruch

geltend gemacht wird (siehe das Urteil des erkennenden Se—
nats vom 8° Oktober 4969 aaO und ihm folgend BVerwG, Urteil

vom 44° Januar 1970 - VG 25°69 —\in ZLA 4970, 99, 400)° Se.

liegt‚ wie hier, eine Angelegenheit der KGV auc h denn vor,

wenn die Versorgungsbehörde an den Sozielhilfeträger auf
Grund der Anerkennung eines Versorgungsanspruchs und er—

folgter Abtretung einen Betrag gezahlt hat, dieser aber

nach Jahren zurückgefordert wird, weil die Anerkennung

zu Unrecht erfolgt ist; äadurch wire der rechtliche Che—

rakter des erneut streitig gewordenen Rechtsverhältnisses

nicht geändert„da der Anspruch auf Rückgewährung ven Lei—

stungen'nur die Kehrseite des Änspruchs auf äie leistung

und deshalb rechtlich wie dieser zu beurteilen ist (BSG

16, 151, 1565 BVerwG in DVBl 4957, 469 470; Urt eile

des erkennenden Senats van 26 April 4967 und 8 Oktober

1969 aaO; Bayer° LSG in Breitheupt 1970,M3 ,
BBS/6)

Hierbei kann dahingestellt bléiben,.■ie das LSG zutreffend

ausgeführt hat, ob die Leistung 3n‘äen Beklagten im Jahre
3949 auf Grund der Regelung der 55 1554, 4554 RVG, die nach
Ziff° 44 der SVA 44 auf die im Rahmen der SVD927 durchzu—

führende KOV anwendbar waren, oäer aber ausschließlich

auf Grund der Abtretungserklärung der N° vom 9° November

19■8 erbracht werden war‚'denn öie so oegründete ent—
sprechende Anwendbarkeit des @ 4534 BVG und die &btreaung

einer Forderung beeint1ächtigen die Rechtsnetur der Lei—

stung als Angelegenheit der KGV und. damit die Zulässigkei
des Rechteweges ebensowenig wie etwa die Uberle eitungsenzei-

ge des Fürsorgeverbanäes nach @ eqaan (BVerwGE 44‚ 2503
Urteil des erkennenden Senats

vom 260 April 1967 aaO;

&wmulßGeä■q '

_qo_
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Entgegen der Auffassung der Revision ist das Lanä Ncrärhein-.
Westfalen zur Geltendmachung des Klageanspruchs auch aktiv

legitimiert° Es handelt sich dabei um die Rückforderung einer

zu Unrecht auf Grund der SVD 27 als einer älteren Kriegsop-
'férversorgungsvorschrift gewährten Witwenrente‚

von deren‘
Nachzahlung ein Teil an den Beklagten zum Ersatz der von ihm

erbrachten FürsorgeleistunQen abgefuhr t wurde, und damit um

Aufwendungen fur Kriegshinterbliebene i‚S° des 5 4 Abs° ?

Ziff‚ 8 und Absc_2 des Ersten Gesetzes zur Überleitung von
'Lasten unä Deckungsmitteln auf den Bund (Erstes Überleitungs—

gesetz) iäF vom 280 April 4955'(BG31„ I 495)° Zwar sind diese
Aufwendungen im Jahre 4949 aus Mitteln des Landes Niedersach—

sen bestritten und ch Bund nicht vergütet werden° Dennochv

fallen die &amit zusammenhänäénden Eingänge ohne Rücksicht

äarauf‚ ob die dem Erstattungsanspruch Zugrunäe liegenden
Fürsorge— oder Ersatzleistungen

vor äem io April 4950 oder

nach dem 1° April 4950 gewährt bzw„ erbracht werden ei.nä‚

gemäß 5 48 Abs; 3 Satz 5 des Ersten Überleitungsgesetzes dem

Bund zu, da nach dieser VorsChrift die nach dem 340 März

1950 eingehenö.en Einnahmen in der Heusha]tsrechnung äes Bun—

des nachzuweisen sind (BGH NJW 4959 4?25 4727 linke Spalte;
siehe auch das Gemeinsame Rundschreiben ces BÜI und des BMF

vom 44;'Oktober 1954 - 5242 — ? —1423W5 — II C 4745 —445/54

abgedruckt bei Kurzwelly‚ hie Kr} eesfolgenhilfe, 1955, Ben&
I S 166) Bei dieser Regelung lees 5 18 äés Ersten Überlie
tungs;gesetzes Wurde in erheblicher. Auwei-ch.u.ng von den Grunc.—

\$

sätzén, äie in @ 68 der Reichsheuenalt30ränung für die konti»

nuierliche Überleitung von Ausgaben eei auféinaneerfelgenden

Rechnungsjahren enthalten Eine, für den eir maligen uné außer

gewöhnl■ -chen durch dieses Gesetz geregelten Fall äer Überleia

tung eines großen Einnahme—Ausgabe—Komplexes das sogenannte

reine Kassénprinzip verwirklicht, nach dem.es nicht auf den

Zeitpunkt äer Begründung einer Forderung‚ son■ern auf den

ihrer Begleichung ankommt {BGH aaO)9 mit äem Ziel, die zeit
liche und kassehmäßige Bee-las+rang und Abrechnung zwischen dem

bisherigen uni dem zukünf“mi gen Kost =nträ@ ger, d„h„ zwischen

den Ländern und dem Bund zu vereinfachen (siehe die Amtliche

Begründung destntwurfs eines Gesetzes zur Überleitung.der Be—

satzungslasten‚;sonstigen Krie35folgelesten uni von Steuern
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und Monopolérträgeh auf den Bund —Überleitungsgesetz —, Deut—
scher Bundestag, 4° Wahlperiode° Drucksache 4064, S‚ 45 zu

% 44)„uZwer sind in Abs; 2 des 5 18 des Ersten Überleitungsw

gesetzes einige in der Sachlage begründete Ausnahmen von dem

reinen Kassenprinsip zugunsten der Länder gemacht werden (Zahlung

eines Landes vor dem 4° April 4950 für Xp il 1950 zur Sicher—

stellung einer fristgerechten Leistung
und Vorschüsse sowie

ÄAbschlagszehlungen für die Zeit nach dem 54° Härz_;9;0}‚ Es

hendelt_sich hierbei aber um eine abschließende'und deshalb

dor erweiternden Auslegung nicht fähige Regelung, in der die
vorliegende Fellgesteltung keine Berücksichtigung fand‚ so daß

es dabei verbleibt, daß die Rückerstattung der Kriegseitwen»

rente durch den Beklagten bei Realisierung als Einnahme in
der Haushaltsrechnung des Bundes und nicht in der des Landes

Niedersachsen nachzuweisen ist° Diesen Ersatzanspruch im ei»

genen Namen, aber materiellérechtlich zugunsten des Bundes
geltend zu mechen‚ist nach 5 # VeerG iVm Arte 74 Nr° 40‚

.84 Abs° 4, 85 des Grundgesetzes (GG) das Land Nordrhein—West—

falen befugt, da seine Versorgung$behörde nach Verlegung

des Wohnsitzes der N° von Bündheim, Kreis Wolfenbüttel‚ nach

Sötenich;€ Kreis Schleiden, und nach Abgabe der ■kten zu—
ständigfwurde (BSG 27, 200); der Versorgungsenspruch ist ein
einheitlicher Anspruch (siehe das Urteil des erkennend€n

Senatsvom24 Februar4960; 9 RV"22/56 .. in 8028Nm 7
zu 5 99 SGG mit einer zustimmenden Anmerkung ven Rohwer—

Kahlmenn in KGV 4964, 484‚ 482} und die Zuständigkeit dieser

Verwaltungsbehörde umfaßt auch die Geltendmachung von Rück-

forderungs— und Erstattungsansprüchen? weil sie lediglich

die Kehrseite der Ansprüche auf Leistungen und damit recht-

lich wie diese zu beurteilen sind (Urteil deäB‘fen—;Gvom
190 Dezember 4956 — BVerwG VC 448; 55 — in DVBl° 4957‚ 469,

470; BSG 46, 454, 456 und des bereits erwähnte Urteil des
erkennenden Senats vom 8„ Oktober 1969)„ Die dem Kläger vom
Landesversorgungsemt Niedersachsen erteilte Ermächtigung, die

im Streit befindliche Rückforderung von 436,50 DM im eigenen

Namen geltend zu machen„ ist somit unerheblich°
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Die Rüge der Revision, der Kläger sei zur Gelténdmaéhung der
Klageforderung nicht berechtigt; weil er diese äer N° ge-
genüber bereits geltenä gemacht habe, geht schon deshalb

fehl9 weil im Rückforderungsbescheid vom 8° November 4958

ausärücklich von dem gesamten Rückforderungsanspruch in Höhe

von 40°575‚79 DM ein Betrag von 456,50 DM an erétetteten

Fürsorgeleistungen in Abzug gebracht w rden ist„ “ttas ende-

res ist auch nicht aus der Klagesehri1t vom 20 Juli 4960

zu entnehmen°

Der vom Kläger geltend gemachte Rückforderungsanspruch ist

aus dem anerkeßnten Gedanken des öffentlich—rechtlichen Er—

stattungsenspruchs begründet; durch den im Wege des internen
‚

Leistungeausgleichs zwischen Trägern des öffentlichen Rechts

auch ohne ausdrückliche Normierung Leistungen, welehe eines

rechtlichen Grundes entbehrten, zu erstatten sind (BSG 46,

151 ff„; siehe auch das Urteil des erkennenden Senats vom
8° Oktober 4969 aaO)„ Die LVA Breunschw ig hat dem Beklagten
seinerzeit zu Unrecht aus der Nachzahlung ton Versergungsbem
zügen 456‚50 DM gewährt‚ denn die ■° war nicht versorgungs—
berechtigt° Diese Folgerung ergibt sich zwar nicht‚ wie das

LSG zutreffend äusgeführt hat, unmittelbar mit bindender

Wirkung gegen den Beklagten aus dem unengefochtenen Berich—

tigungsbescheid des Versdrg£ Aachen vom 45° September ■958„

de ■ieser Bescheid keine Wirkung gegen äen Beklagten äußern

konnte, wohl aber aus den auch von der Revision nicht an—
gegriffenen Feststellungen des LSG, insbesondere dem Inhalt
der Versorgungsekten° Benach konnten eie Rentenbewilligungs-

bescheide für die Zeit nach dem Inkrafttreten des VeerG

nach dessen @44_für äie äavorliegende Zeit nach den Grund—
sätzen äes allgemeinen Verwaltungsrechts rückwirkend aufgeho—

ben werden (BSG in 3023 Nr° 5 zu 3 42 VeerG und BSG 13,

252, 258*„ Damit steht gleichzeitig fest‚ daßdie tvr Braun—‘
schweig äen Klagebetreg auf Grunä einee vermeintlichen An—
spruchs der N° an den Beklagten gezahlt het(uné auf Grund

der Abtretung des durch Bescheid eherkannten Versorgungsen—

spruchs auch zahlen mußte)‚ und daß äieser nunmehr — auf

Grund des Wegfalls der Leistungepflicht der Versorgungsver—

waltung — zur Rüdkerstattung an den aktiv legitimierten Kläe
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verpflichtet ist„

Revision des Beklagten war somit in ihrem Hauptantrag

unbegründet zurückzuweisene Daß auch der Hilfeanttag

Beklagten nicht begründet unä der Verwaltungsrechts—

nicht gegeben ist‚ folgt aus dem Vorstéhenden°

Kostenentscheidung beruht auf 5 495 Abs„ 4 SGG„_

Neuhaus Für den durch Urlaub an der Schindler
Unterschrift verhinderten Bun— «
desrichter Dr° Maisch
Dr„ Neuhaus
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